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Der Fall der Wuchcrgcsetze.
Zu den für den Verkehr hochivtchtigenFragen,deren

Entscheidung im Sinne des FortschrittsJetztnach
langem Kampfe endlich bevoisteht, gehort auch die Frage
wegen der Freigebung des Geldverkehrs

»

Die Ereignisse des letzten Sommers, welche so viele

mittelalteilichen Vorm-Weilegebrochenhaben, haben auch
in Preußen den ersten Stein aus dem scheinbaruner-
schütterlichenGebäude der«Wuchergesetzeheransgerissenz
die eingetretene Geschäftssteckungmit dem drohenden
Gespenst eines allgemeinen Bankeretts in unserer Han-
delewelt bestimmte die Regierung, durch eine oktroyirte
Verordnung die Zinsbelchränkungen»aufzuhebenewelche
auf dem Geldverkehr lasteten, soweit derselbesich»nicht
auf den Hypothekenoerlehrerstreckt.Die »woh»lthatigen
Folgen dieser Maßregel machten sichsogleichsur 1eden,
der mit dem Verhaltnißdes Geschäftsverkehrszum Geld-

markt vertraut ist, bemerkbar, und Niemand dachte daran,
daß der alte Zustand wieder hergestelltwerdenkönne.
Dies ist auch nicht geschehen.Allerdings»versuchtedas

Herrenhaus, die mitlelallellichenZinsbeschrankungennoch
einmal zur Geltung zu bringen, aber die Majoritat
konnte sich doch schließsichnicht gegen die Notwenko-
keit verschließen,denAnforderungender NeuzeitRechnung
zu tragen nnd so ist in Preußen dieserTheil der Wucher-
gesetzefür immer gefallen.

P

Wenn aber nun durch Aufhebung der Wuchekgesetze
für den nicht hypothezirtenGeldverkehrdie Lage der
Darlehnssucher,welche kein unbeweglichesPfand fur
das ihnen bewilligteDarlehn geben konnten, eine sehr
wesentlichgegen früher verbessertewar, so befanden
jetzt die Grundbesitzer-,welche Darlehnegegen Verwan-
dung ihres Grundbesines suchten, in einer noch viel

chlechtekenLage als frühen indem die flussigenGelder

iichUm so mehr dem freien Verkehrzuwandten,»alsdie

Lage des Geldmarkteses ziemlichleicht machte, fur»ganz

sichere Darlehne 7——8 Prozent zu erhalten, Während
man bei Hypotheken nicht mehr als 5 Proz. nehmen
durfte, ohne Gefahr zu laufen, als ,Wucherer«mit

Zuchthausstrafebelegt zu werden,

Die Wirkung solcherVerhältnissezeigtesich auch sehr
schnell auf dem Geldmarkt, und in der kurzen Zeit von

nicht ganz acht Monaten, welche seit Aufhebung der

Wuchergesetzeverflossenist, hat fich,währendim Allge-
meinen die Lage des Geldmarktes besser geworden ist,
die Lage der Grundbesitzer,und ganz besonders der länd-
lichen, so sehr verschlimmert,daß man sie fast eine ver-

zweifeltenennen kann.
"

Von allen Seiten find Hypothekengekündigtwor-

den, weil die Darleiher ihr Geld anderweitig voriheil-
hafter anlegen wollten, den Eigenthümernwar es nur

mit schwerstenKapitalsverlusteu möglich,sich das Geld
u verschaffen, und so mancher von ihnen sah seinen
iuiu vor Augen, ohne daß es ihm möglichschien, den-

selben abzuwenden
Dieser Zustand mußte nothwendig die Aufmerksam-

keit aller derer auf sich ziehen, die sichmit öffentlichen
Angelegenheitenbeschäftigen,und allgemein wurde der
Wunsch lauf, den Hypothekenverkehrdurch Aufhebung
der für ihn noch in Kraft bestehendenWuchergesetzevon

den auf ihn lastenden Fesseln zu befreien, und ihm die

flüssigenKapitalien wieder zuzuwenden. Die Staatsre-

gierung hatte sich schon früher dahin ausgesprochen,daß
sie gegen einen solchenSchritt nichts einzuwendenhabe,
und nachdem das Herrenhaus die ersteVerordnung über
Aufhebung der Wuchergesetzegenehmigt hatte, war zu
hoffen, daß es auch noch einen Schritt weiter gehen
und die Wuchergesetzevollständigbeseitigenwerde. Es
war also gegründeteHoffnungvorhanden, daßein Antrag
auf Aufhebungder Zinsbeschränkungauch für denfzI·Hy-
pothekenverkehrdie Zustimmung sänimtlicherFaktoren der

Gesetzgebungerlangen würde, und der Abg. Lasker
brachte bei dem Abgeordneteuhaus folgendenAntrag ein:

Wir u. s. f. verordnen, was folgt:
§· 1. Die bestehendenBeschränkungendes vertragsmäßigen

Zinsfußes und der Höhe der Konventionalstraer- welche statt
der Zinsen für den Fall der zur bestimmten Zeit Nicht erfol-
genden Rückzahlungeines Darlehne bedungen werden, find
auch für Darlehne, zu deren Sicherheit unbeweglichesEigen-
thum verpfändetwird, aufgehoben -

§. 2. Wird die Zahlung eines solchenKapitals ——»§. l.
—- verzögert,so bleibt, wenn ein höherer, als der fur die



ZögerungszinsenbestehendeZinsfatz bedungen wird, dieserhöhere
Zinssatz auch für die Zögerungszinsenmaßgebend.
§. 3. Das Recht des Schuldners, ein Darlehn, für

welches mehr als sechs Prozent Zinsen oder Konventional-

strafe verabredet sind, jederzeitauch, wenn eine soäiere Zal)i-"
lungsfrist verabredet ist, zu kündigenund nach Ablauf einer

dreimonatlichenFrist zurückzuzahlen— §. 1. Alin. 2. der

Verordnung über die vertragsmaszigenZinsen vom 12. Mai
1866 — wird hierdurchaufgehoben·

Das Abgeordnetenhaushat diesem Gesetzentwurfefast
einstimmig zugestimmt,nur hat es auf den Wunsch der

Regierung den §. 3 dahin abgeändert,daß .-uch für
HypothekendarlehnejenesKündigungsrechtdes Schuldners
beibehalten wird, welches durch die Mai-Verordnung für
andere Darlehne bewilligt ist, daß dasselbe aber ftatt
auf 3 Monate auf 6 Monate festgesetztwird. Die Re-

ierung motivirte ihren Wunsch wesentlich damit, daß
siehoffenkönne,dem Gesetzemit solcher Aenderung die

Annahme im Herrenhause zu sichern. Wir wollen wün-

schen, daß diese Hoffnung der Regierung sich nicht als

trügerischerweisen möge, und daß somit noch in der

turzen Frist, welchefür die jetzigeSesfion des Landtages
noch in Aussicht genommen ist, oie Wuchergesetzefür
Preußen vollständigfallen.

Wir haben also hier wieder ein Beispiel, wie eine

Institution, die sichüberlebt hat, unaufhaltsam zusammen-
stül·zt,wenn erst einmal die Unrichtigteit ihres Prinzipes
in so weit erkannt ist, daß man angefangen hat, sie in

einem ihrer Theile zu beseitigen.

Politische

Preußen. Das Abgeordnetenhaus setzteam Dienstag
die Berathungenwegen Aufhebung der Schuldbaft fort·

Obgleich.sich die meisten Redner für die Unzweckmäscigkeit
der Schuldhaft ausfprachen, nahm das Haus doch den Kom-

missions-O-lntragauf einfache Tagesordnung an. Möglich,daß
viele zu diesem Votum durch die Ausführungen des als

Juristen so hochgeachtetenProf. Gneist bestimmt worden

sind, aber-, wie der Abg. Laster sehr richtig im Laufe der

Diskussion aussührte, Fragen solcher Art immer am schlech-
testen von Juristen behandelt. Diese stehen auf dem Boden
der positiven Gesetzgebungund indem sie alles von diesem
einen Gesichtspunkt aus betrachten, fehlt ihnen oft der offene

.Blick für die sozialen Sehäden der Gesellschaft
Der Antrag,«betreffendden Schutz der Zeitungsberichte

über die Versammlungen des norddeutschenPailaments wurde

ohne Diskussion angenommen.
Eine Petition aus Frankfurt a. M., betreffend-die Rück-

erstattung der gezahltenKriegskontribution,giebt zu lebhaften
Debatten Anlaß. Das Haus ging auf-Antrag der Kommis-
sion in Berücksichtigungdaß die Regierung begründeteAn-

träge der frankfurterBehörde berücksichtigenwerde, und in

Erwägung, daß Petent nicht legitimirt sei, im Namen der
Stadt Frankqut zU sprechen,zur Tages-Ordnung über. Am

Freitag interpellirte zuerst der Abg. Waligorski die Regie-
rung wegen verschiedenerVorkommnissean der russisch-preu-
ßifchenGrenze. Der Minister-PräsidentGr. Vismarck
antwortete, daß die Regierung den jetzigenZustand keines-
wegs billige, aber ihn selbständigzu ändern stände nicht in

ihrer Macht, da Rußland feine inneren Verhältnisseselbst-
ständigregele. Der einzige Weg fei, die rufstfche Regierung
zu überzeugen,daßdie Aufhebung des ProhibitivsSystems in
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Wochensetimu

ihrem eigenen Interesse liege. Allerdingskönne Preußen sehr
schnell eine Aenderung herbeiführen,wenn es mit Rußland
ein Zollkartel abschließt-,aber dieser Preis würde dochwohl
allgemein als zu hoch erachtet werden.

Der zweiteGegenstand der Tagesordnungwar der Antrag
auf Verlegungdes Ctatsjahres auf die Zeit vom l. Juli bis
zum 30. Juni. Der Grund dafür ist, daß dies Kammer als-

dann, wenn sie wie gewöhnlichim Winter zusammentritt,das

Budget rechtzeitigzu Ende berathen kann. Die Kommission
hatte beantragt, die Regierung nun aufzufordern, das Budget
dem Hause mindestens 4Monate vor Beginn des Etatsjahres
vorzulegen. Das Haus verwarf alle Vorschläge,so daß es

fürs erste beim Alten bleibt.
Das Haus tritt darauf in die Berathung einer Petition

wegen Steuxrübeibürdnng Ein BäckerPiggart zu Linden-

berg im Kreise Niederbarnim, welcher als Wahlmann stets
den liberalen Kandidaten seine Stimme gegeben, ist in den

Jahren 1859—1866 von 6 Thlr. Klassensteiterund 6 Thltk
Gewerbesteuer, auf 30 Thlr. Einkommensteuerund 20 Thlr.
Gewerbesteuer allmählig erhöht worden. Die stärksteErhö-

hungvon 12 Thlr. Gewerbesteuer auf 20 Thlr. und von

12 thn Klassensteuerauf 30 Thlr. Einkommensteuer fand
Ende 1865 sta1t, nachdem das Abgeordnetenhaus am 14.«Juni
1865 eine früherePetition desselbenMannes wegen Steuer-

überbürdungunter Zustimmung sämmtlicherAbgeordnetenund
der Regierung selbst der letzteren zur Untersuchungund Ab-

hilfe überwiesenhatte. Mit dieser Untersuchungwurde das-

selbe Landraihsamt beauftragt, welches die Steuerfchraube
gegen den Petenten angezogen hatt- und der betrlffende
Kreissekretär genirte sich auch nicht, dem Reklamanten zu er-

widern: »Warum sind Sie aber auch so scharf vorgegangen?«
Früher hatte derselbe Beamte einmal den Schulzen des Ortes
bei Revisionder Steuerliste über die politische Stimmung
im Orte befragt, und als dieser erwiderte, es stünde gut,
wenn nur dieser Piggart nicht da wäre, ansgerusent »den
Kerl wollen wir, den Mann müssen wir steig-.-·rn«.Ftugs
wurde die Klassensteuermit einem Federstrichvon 8 auf 12

Thlr. erhöht. Dabei ist noch zu bemerken, daß der Piggart
in seinen Vermögensverhältnissenin den Jahren fortgesetzter
Steuerirhöhung andauernd zurückgegangenist. Die Kom-

mission beantragt, im Widerspruchemit der Staatsregierung,
welche die Einschätzungsachlich angemessen erachtet, die Pe-
tition der Regierung zur gerichtlichen Untersuchung und

Abhilfe zu überweisen.
iach sehr lebhaftenDebatten nimmt das Haus eine vom

Abg. v. Berlin vorgeschlagene motivirte Tagesordnung an.

Darauf erledigtedas Haus am Sonnabend noch eine

Anzahl von eingegangenenPetitionen, genehmigte den Ver-

trag wegen der Donaufchifffahrt, und verweigerte die von

der Regierung geforderte Erlaubniß zur gerichtlichenVerfol-
gung des »Bürger-und Bauernfreundes.«

Das Herrenhaus hat keine Sitzung gehalten
Aus den Kommission des Abgeordnetenhausestheilen wir

mit, daß in Bezug auf den Eberty’schenAntrag, betreffend die

Beschlagnahmevon Druckfchriften,die Kommissiondie Annahme
des folgenden Gesetz-Entwurfes vorschlägt: »Die vorläusigk
Befchlagnahmevon Drucksachen, Platten und Formen darf
mit Ausnahme der gegen die Bestimmungen der §§. 7 und

24 des Preßgesetzeövom 12. Mai 1851 verstoßendenFälle
nur auf Grund eines Beschlussesder Gerichtsabtheilungresp.
der Rathskammer erfolgen. Durch eine derartigeBetchlags
nahme allein wird kein Gerichtsstand begrundet.« (Dutch
letztere Bestimmungsoll festgesetztwerden, »daßAnklagen egenDruckfchriftennur dort erhoben werden konnen, wo diesielen

erschienensind). — Außerdemschlägtdie Kommissiondie Au-



nahme folgenderResolutionvor: »»Esist Aufgabeder Gesetz-
gebung, alle die Freiheitder PressebeschrankendenPraventrvs
maßkegelu,nämlichdie Zeitungssteuer, die Konzeisronirung
der Preßgewetbe,die Verpflichtung der Kautions-Bestellundg,jede Art von Beschlagnahme,sowiedie Strafe der Verm

tung von Preßerzeugnissen,zu beseitigen.«
Die Verhandlungender Bevollmächtigtender norddeutschen

Regierungen zur Feststellung der Verfassungdessnorddeutschen
Bundes sind in den letzten Wochengar nicht gefordertworden;
wie man sagt, machen die kleinen Höfealle nur moglichen
Anstrengungen, um ihre Souverainität soweit zu retten, als
nur möglich. Wenn nun auch bei ihren Unterthanen wenig

Neigung vorhanden sein wird , sie in diesenBestrebungen zu

unterstützen, so suchen sie doch diese Neigungdadurch zu

erwecken, daß sie darauf hinweisen, wie bei einem Uebertragen
der Militärhoheit an Preußen die Steuern in den»kleinen
Staaten ganz bedeutend steigenwürden.Das ift richtig, ab»’er
es ist nur eine Folge davon, daß diese Staaten und Stat-
chen bis jetzt von Preußen geschütztwurden, ohne«daßsie
etwas zu den Kosten beitrugen Das wird jetzt ein Ende

haben, und die Herren mögensich sträubenso viel sie wollen,
sie werden Preußen nicht der im Jahre 1866 blutig erwor-

benen Früchteberauben.

Wie in Berlin jetzt vorzugsweisedie Parlamentswahlen
die öffentlicheAufmerksamkeit in Anspruchnehmen (vergl.:
Aus dem Berliner Bezirksleben), so auch im ganzen Lande.
Von allen Orten liegen Nachrichten darüber vor, wie die
Theilnahmefür die Wahlen fortwährendim Steigen begriffen
ist. —- Der Raum unseres Blattes gestattet uns nicht, alle

einzelnenKandidaten auszuführen,wir wollten hier nur zweier
Ablehnuugen gedenken,der von Seite des Dr. Jacoby,
welcher sich nicht bei den Berathungen des norddeutschenPar-
laments betheiligen will, und der des. Grafen v. Bismarck,
welcher seine vielen Geschäfte und seine gefchwächteGesund-
heit als Grund angiebt.

Jn Hannover ist die Deutsche Volkszeitung unter-

drückt worden. Es ist zu bedauern, daß die Regierung dieses
quan, welches sich auf die unnatürlicheKoalition der De-

mokraten, Partikularisten,. Reaktionäre, Pietisten u. dgl.
stützte,nicht hat eines natürlichenTodes sterben lassen:

Jn Nassau soll die vielbesprocheneDomainenfrage
endlichihrem Abschlußnahe sein»Der frühereHerzog erhalt
nur eine Rente, nicht die Donriuiaigüter selbst.
Süddeutschland. Die füddentschenStaaten scheinenjetzt

ernstlich an eine Vereinigung ihrer militärischenKräfte zu
denken, ohne daß man aber dabei die schließlicheVereinigung
mit Preußen außer Augen läßt. Jn Bayern hat sich der

Ministerpräsidentbei Eröffnungder Kammerganz offenin

diesemSinne atisgesprochkii,·undauch in Darmstadt fängt
man an, diese Eventualitat ins Auge fzu fassen.

Oesterrcich. Die Aussöhnung1nit»l1ngarnscheint jetzt
ernstlich betrieben zu werden. —

ist ein neuer Finapz.
minister ernannt; sein erstes Geschäftist der Versuch, eine

neue Anleihe zu Stande zu bringen.
Frankreich Der Kaiser hat das ,·,Gebäudegekrönt«,

d. h. er hat dem Volke verschiedene»Freiheitenä. la Napos
leon« bewilligt. Wenn die Franzöerdiese neue Freiheit bei

Licht ansehen werden, so wird sie wohl der alten Knechtschaft
gleichenwie ein. Ei dem andern.

Italien. Es war in diesen Tagen das Gerücht ver-

breitet, daß der König Victor Emanuel ermordet worden sei;
dasselbeentbehrt nach den neuestenNachrichtenjedesGrundes;
es ithnicht einmal eine Spur von einem Attentat entdeckt
wor en.

-

Neuestc Nachrichten-.
Die identischen Noten der verschiedenenMächte,durch

welche die Anerkennungder Jnvestitur des Fürsten von Rumä-
nien »desinitivgeregelt wird, sind mit Ausnahme der russischen,
die in anderer Form schon erfolgt war, vor einigen Tagen
nach Konstantinopelabgegangen. -

London, Sonnabend, 26. Januar Nachts. Aus New-
York vom 23. d. Abends wird gemeldet: Wechselkours auf
London in Gold 109, Goldagio351-2, Bonds 107 Vg,Baum-
Wolle 341-,2.

Paris, Sonntag »27.Januar, Morgens. Der heutige
»Moniteur«veröffentlichtein kaiserlichesDekret vom 25. d.,
durch welches der Senat und der gesetzgebendeKörper zum
14. Februar einberufen werden,

Wien, Sonntag 27. Januar, Morgens. Gutem Verneh-
men nach wird Herr Langrand-Dumonceau aus Brüssel
hier erwartet, um mit der Regierung einen Plan zur

Zlmortisation
der österreichischenStaatsschuld zu verein-

-aren.

Aus Berlin.
= Aus dem Berliner Vereinsleben. Wir fahren

heute in unseren Berichten über die Berliner Wahlbewe-
gung fort, die iuirner großartigereDimensionen anzunehmen
beginnt und die Thätigkeitder Vereine vollständigabsorbirt.
Allmählig läßt sich auch in dem anfänglichchaotischdurch-
einander treibenden Wogen der Agitation ein fester Kern in
der definitiven Aufstellungvon Kandidaten für die einzel-
nen Wahlbezirkeerkennen.

Die selbstvon seinen näherenFreunden lebhaft bedauerte

Ablehnung jeder Kandidatur von Seiten Jacoby’shat eine

Veränderungder in VorschlaggebrachtenKandidaturen noth-
wendig gemacht. So wurde am Sonntag in einer Wählers
versammlung des zum Ul. Reichswahlbezirk gehörigen 90.

Stadtbezirks fast einstimmig die Wahl Runge’s beschlossen,
währendeine an demselben Tage stattgehabieWählerversamm-
lung der zu demselben ReichswahlbezirkgehörigenStadtbe-
zirke 78, 79 und 88 sich—ebenfalls einstimmigfür die Kandis
datur von-Moritz Wiggers entschied. Die Kandidatur von

Runge ist aber auch von den Wählern des IV. Reichswahls
bezirks in Aussichtgenommen. Nachdembereits die liberalen
Vertrauensmänner des Bezirks sichfür die Kandidatur Runge’s
entschieden,wurde derselbe am Mittwoch in einer sehr zahl-
reich besuchtenVersammlung des IV. Reichswahlbezirksmit
an Einstimmigkeitgrenzender Majorität als alleiniger libe-
raler Kandidat der liberalen Partei proklamirt. Jn einer

längerenRede hatte Runge vorher unter allgemeinemBeifall
feineHaltung iin Abgeordnetenhausegerechtfertiggf:seine Ab-

stimmung gegen die Jndemnität,gegen das
. ilitärbudget,

für die Annexionsgesetze. Ferner erklärte er sich für eine

volksthümlicheVerfassung Norddeutschlands und entschieden
gegen ein Normalbudget.

Jm vL und II. Reichswahlbezirksind die selbstverständ-
lichen Kandidaturen von SchulzesDelitzsch und Waldeck

desinitiv als gesichertzu betrachte-In Vor einer aus mehr als
· tausend Wählern der zum VI. WahlbezirkegehörigenStadt-

theile hielt Schulze-Delitzsch am Sonntag eine glänzende
Rede über seine Stellung zum NorddeutschenParlament, in
der er sich ganz auf den Boden der von der Volksversamm-
lung in der Turnhalle beschlossenenResolutionen stellte und

sich für die Reichsverfassung erklärte. Ein Begleiter
Schulze’s,Advocat Reitlinger aus Paris, brachte ein Hoch
auf Deutschlandund auf SchulzeiDelitzsch,einen der wacker-

sten Vorkämpfer deutscher Einheit aus. SchulzesDelitzsch



wurde von der Versammlung einstimmig als einzigerlibe-
raler Kandidat des Vl. Reichswahlbezirksproklamiri.

Ebenso einstimmig wurden am DonnerstagAbend nach
einer »länzendenRede Laster’s,,den die Herren Pflug,
Dun er und Eberty in wirksamsterWeise unterstützten,
der ehrwürdigeVeteran der preußischenDemokratie, der leider

durch Krankheit ans Zimmer gefesselteWaldeck von einer
aus fast dreitausend Wählern bestehendenVersammlung im

Tivolisaale auf dem Kreuzbergezum einzigen liberalen
Kandidaten des IF. Reichswahlbezirksproklamirt. Unter

stürmischenHochrufen auf Waldeck trennte sich die Ver-
sammlung nach zweistündigenVerhandlungen in der muster-
hastesten Ordnung.

Nicht so einfach gestaltet sich die Wahlbewegungim I·

Berliner Wahlbezirk, wo gestern eine Versammlung der

Iwälllten
Vertrauensmänner stattgefunden hat. Von zehn

andidaten, welche in der vorigen Versammlung vorgeschlagen
worden waren, hatten nur die Herren AssessorLaster und

Stadtrichter Hierfemenzel die Kandidatur angenommen.
Es wurde beschlossen,über dieselbennach vorheriger Anhörung
sofort abzustimmen. Von großemJnteresse waren die Er-

klärungenbeider Kandidaten auf die an sie gestelltenInter-
pellationen, wobei sichherausstellte, daß sich beide wesentlich
iauf demselben Standpunkte befinden, gegen Aufnahme eines

Normal-Etats, wie überhaupt ge en jede Bundesverfassung
stimmen wollen, welchedas ohnehin spärlichzugemessene Maß der

Freiheiten beschränkt. Wir heben ferner noch hervor die Er-

klärung des AbgeordnetenLasker über seinen Austritt aus

der Fortschrittspartei und die Bildung der nationalen Frak-
«tion. Er betonte, daß die nationale Fraktion durchaus auf
dem Boden der Fortschrittspartei stehe und daß der Austritt
rein durch persönliche Gründe, welche sich der öffentlichen
Besprechung entziehen,bedingt gewesensei. Die Abstimmungen
ergäben, daß die liberale Partei nach der Sonderung viel

geschlosseneraufgetretensei, als vorher.
Bei der nachfolgenden Abstimmung durch Stimmzettel

entschied sich die Versammlung der Vertrauensmänner mit

107 gegen 96 Stimmen, welche auf Herrn Stadtrichter
Hiersemenzel fielen, dafür, daß Herr Lasker der demnächst
einzuberufendenallgemeinen Veesammlung der liberalen

Wahler des LReichswahlbezirks als alleiniger Kandidat

vorgeschlagenwerden soll.
= Die Stadtverordnetenversammlunghat das Geld zu

der beabsichtigtenAnlage einer neuen Straße zwischen
der Wilhelmsstraßeund der AnhaltischenKommunikation ver-

weigert. Wir können den Beschluß nur billigen, denn die
Stadt hat nicht nöthig, Geld auszugeben, damit Einzelne

— roßenVortheil haben. Wenn die Besitzer der anliegenden
rundstücke,welche durch Anlage der Straße eine neue

Straßenfront gewinnen, deren Grundbesitzalso ganz bedeutend

mehr werth wird, zu der Anlage einen ihrem Gewinn ent-«

sprechendenBeitrag zahlen wollten, so würde die Stadt gewiß
nicht zögern,den Rest beizutragen. — Hoffentlichwird man,
wenn die Frage wegen Veränderungdes»PotsdamersPlatzes
zur Sprache kommt, demselbenGrundsatz huldi en, und nicht
ungeheure Summen aus dem Stadtsäckelherge en, um ein-

zelnen Hausbesitzer-neine Straßenfrontzu schaffen,welcheden

Wheräh
ihrer Grundstückeüber Nacht um 10—-20,000 Thlr.

er ö t.

= Die Stadt hat dem Könige zur Erinnerung an das

glorreicheJahr 1866 ein kostbares,von Prof. Menzel aus-

geführtesGedenkblatt überreicht.

= Der König ist in den letzten Tagen etwas unwohl
gewesen, doch hat die Erkrankung nach dem Ausspruchder
Aerzte in keiner Weise einen bedenklichenCharakter.

= Mit großemBedauern bemerkt man, daß die Des-
infektion, welche im vorigen Sommer aus Anlaß der

Cholera ziemlichallgemein eingeführtwar, wieder fast ganz
aufgehörthat. Es wäre wohl eine Aufgabe für die Sanitäts-
polizei, dafür zu sorgen, daß diese gegen alle Krankheiten
zu empfehlendeMaßregelbeibehalten würde.

Vermischtes.
s· Jm Verlage von A. Schröter in Plauen ist die erste

Lieferung eines von Dr. A. Rauch herausgegebenen Par-
lamentarischen Taschenbuchs (2. Aufl.) erschienen. Das
Buch soll sämmtliche Verfassungen,und außerdemnoch eine
große Anzahl von Gesetzen und Roten enthalten, welche für
die Entwickelungder preußischenund deutschen Verhältnisse
von Wichtigkeitsind. Die vorliegende erste Lieferung enthält
die Vetfassungen von Nordamerika, Maine, Louisiana, Nor-
wegen, Belgien, England, Neapel, Toscana, Piemont, Sar-
dinien, und den Entwurf des deutschenReichsgrundgesetzes—

Wir glauben, daß es für jeden, der sich mit den öffentlichen
Angelegenheitenbeschäftigt,wichtig ist, nicht nur die Ver-

fassung seines eigenen Vaterlandes zu kennen, sondern daß er

auch wissen muß, wie sichdieselbevon den Verfassungenan-

derer Länder unterscheidet, welcheVorzüge sie vor densilben
hat und in welchenBestimmungen sie nach jenen verbessert
werden können. Zu solchen Vergleichungenbietet das Vorlie-

gende Buch die Möglichkeit,und es wird daher das Erscheinen
desselben gewißvielen erwünschtsein.

-s- Jn dem großen nordarnerikanischen Bürgerkriegewaren

Anfangs bei der Nord-Armee viele Strafmaßregelngegen De-
serteure u. dgl. nothwendig,was sichaus dem Umstand hin-
länglicherklärt, daß die Armee eigentlich ganz neu gebildet
wurde, wobei sie viele unpassende Elemente in sich aufnahm.
Deserteure, deren es eine großeAnzahl gab, wurden natürlich
zum Tode verurtheilt. Bei den Exekutionen wurde nun eine,
so viel uns bekannt, in den EuropäischenArmeen nicht be-

stehende Einrichtung eingeführt,welche vom Standpunkte der

Humanität aus gewißnur gebilligt werden kann. Es wurden

nämlich zu jeder Exekution' 10 Soldaten kommandirt; die

Flinten derselben wurden alsdann von dem kommandirenden

Offizier geladen, aber nur neun davon scharf, die zehnte blind.

Darauf erhielt jeder sein Gewehr zurück,und Niemand wußte,
ob das seinigeeine Kugel enthalte oder nicht. Nach der Exekui
tion konnte nun jeder der zehn Soldaten sich dem Glauben

hingeben, daß er nicht zum Tode seines Kameraden beigetragen
habe, da sein Gewehr das blind geladene gewesen sei.

Briefkasten.
Herrn O. P. in St. Von dem Betreffendenwird uns

mitgetheilt, daß ihm nur einige ältere Jahrgange des Blattes

fehlen. = Herrn K. L. hier. Die-von Ihnen erwähnte
Angelegenheitwerden wir nächstens besprechen.

Theater am Montag.
Opernhaus: Zauberflöte— Schauspielhaus: Spielt

nicht mit dem Feuer. Freund und Feind. —- Friedrich-
Wilhelmstadt: Aus bewegterZeit.— Viktoria: ll tro-

vatore. — Wallner: Unsere braven Landleute. Eine

Weinprobe. — W.oltersdorff: Gastspiel der Frls. Delss

— pierre. Teufelskrallen x
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